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«Jetzt beginnt
die Atomdebatte»

Immer noch steht blinde Ideologie den
Fakten entgegen. Ein paar neue, grosse
Kernkraftwerke würden die benötigte
Menge Energie spielend liefern, um den
CO2-basierten Energieverbrauch zu er-
setzen (NZZ 11. 6. 24).

Kernkraftwerke sind faktisch die un-
gefährlichste und umweltschonendste
Methode zur Produktion der benötig-
ten Energiemengen, zuverlässig, Som-
mer wie Winter, mit einer Betriebsdauer
von bis zu 80 und mehr Jahren, also bis
ins nächste Jahrhundert.

Photovoltaik und Windräder altern
schnell und müssen alle 20 bis 25 Jahre
ersetzt werden. All die nun forciert auf-
zubauenden Anlagen werden im Jahre
2050 (ab dann wollen wir ja CO2-frei
sein) nur noch riesige giftige und nicht
abbaubare Schrotthaufen sein.

Ein Kernkraftwerk benötigt etwa
50-mal weniger natürliche Ressourcen
(Metalle, Sand usw.) als die Alternativen
für die gleiche Energiemenge (wenn sie
im Sommer für den Winter gespeichert
werden könnte). Ressourcen, die wir
nicht haben und aus unterentwickelten
Ländern unter Raubbau (direkt oder in-
direkt) importieren müssen.

Schon 1 Kilo Kupfer für ein Solar-
panel hinterlässt dort über 200 Kilo gif-
tige Schlämme. Und wozu? Nur um im
Jahr 2050 bei uns einen riesigen Schrott-
haufen zu hinterlassen und den Prozess
zu wiederholen. Neokolonialismus der
übelsten Sorte. Unsere Nachfahren wer-
den uns so verurteilen, wie Linke uns
heute für den Sklavenhandel ferner Vor-
fahren verurteilen.

Michael Perrenoud, Dr. sc. nat. ETHZ,
Wettingen

Amtlicher Autohass

Löst man den Schlussbericht des Tief-
bauamtes der Stadt Zürich zur kostspie-
ligen Aktion von Quartierstrassensper-
rungen zum Zwecke der Volksbelusti-
gung vom soziologischen Vernebelungs-
geplauder, verbleibt als Kernbefund: ein
grandioser Misserfolg des dreijährigen
Projekts, das eine Beschäftigungsthera-
pie für einige städtische Angestellte und
zahllose Berater war (NZZ 17. 6. 24).

Doch das ist nur die halbe Wahrheit.
Der Hauptzweck fast jeder Innovation
der rot-grünen Stadtregierung besteht ja
darin, das verteufelte Auto vom öffent-
lichen Grund zu verbannen. In diesem
Sinn war die Aktion ein voller Erfolg.

Jürg Marti, Ebmatingen

Wir reisen zum Mars

Der SpaceX-Testflug ist nach dem
vierten Anlauf geglückt («Der Star-
liner von Boeing hebt endlich ab»,
NZZ 8. 6. 24). SpaceX will mit Star-
ship Astronauten zum Mars bringen,
der 70 Millionen Kilometer von der

Erde entfernt ist. Ein Planet, auf dem
keine Blumen blühen.

2026 will die amerikanische Raum-
fahrtbehörde mit Starship wieder Men-
schen auf den Mond bringen. Nach den
ersten Flugversuchen der Brüder Wright
1901 war es 1969 erstmals gelungen,
Menschen auf den Mond zu bringen.
Im Restaurant Gartenhof beim Bahnhof
Wiedikon habe ich das selbst am Fern-
sehen miterlebt.

Ich denke, 57 Jahre nach der ers-
ten bemannten Mondlandung sollte
es für die Amerikaner ein Kinderspiel
sein, wieder einmal einen Trip auf den
Mond zu machen, was zwischen 1969
und 1972 sechsmal gelang. 1969 hatten
wir noch keine Handys, hatten keinen
PC auf dem Tisch, und es war noch nicht
lange her, dass wir Techniker statische
Berechnungen mit dem Rechenschie-
ber gemacht hatten.

Aber wie auf dem Mars hat es auch
auf dem Mond keine Blumen, deshalb
würden die Amerikaner im Jahr 2026
besser Spaziergänge auf der Erde ma-
chen statt auf dem Mond.

Heinrich Frei, Zürich

Hunde ohne Heimat

Es ist absurd, dass in der Türkei streu-
nende Hunde zum Tod verurteilt wer-
den, nur weil die Regierung es versäumt
hat, Sterilisationsprogramme zu finan-
zieren (NZZ 8. 6. 24). Und es zeugt von
einer grossen Tierliebe, wenn das Volk
sich dagegen wehrt.

Mit etwas gutem Willen ist eine
Lösung möglich; mit intensivierten Ste-
rilisationen, aufgerüsteten Tierheimen
und grosszügigen Privatpersonen, die
spenden oder gar einen heimatlosen
Hund aufnehmen. Wie müssen endlich
aufhören,Tiere wie eine Ware zu behan-
deln und sie gleich zu töten, nur weil sie
stören.Wir hätten die Wahl, die unschul-
digen Tiere nicht.

RenatoWerndli, Eichberg

Biodiversität tut not

Seit das Parlament die 3,5 Prozent Bio-
diversitätsförderflächen (BFF) auf offe-
ner Ackerfläche aufgehoben hat (NZZ
7. 6. 24), erheben zahlreiche besorgte
Bürger ihr Wehklagen, ja sie greifen
auch Bauernpolitiker persönlich an.

Diese Aufhebung ist zu Recht er-
folgt, dienen doch bereits heute 19 Pro-
zent der landwirtschaftlichen Flächen
explizit der Förderung der Biodiversi-
tät. Dies, obwohl nur 7 Prozent für den
Erhalt der Direktzahlungen gesetzlich
gefordert sind.

Der beklagte Rückgang bei Insek-
ten hat vielmehr mit der starken Mobi-
lität, der nächtlichen Lichtverschmut-
zung und der Versiegelung des Bodens
(jede Sekunde geht mehr als ein halber
Quadratmeter verloren) zu tun; letztlich
mit dem starken Bevölkerungswachs-
tum in den letzten zwanzig Jahren. Das
Problem des Biodiversitätsverlustes ist
ein gesamtgesellschaftlich verursachtes

Problem und nicht einfach der Land-
wirtschaft anzulasten.

Am Beispiel meiner Obstproduk-
tion kann ich dieses Jahr feststellen,
dass die Bienen und andere Insekten
hervorragende Arbeit geleistet haben.
Wir mussten Kirschen und Äpfel aus-
dünnen, um reife, aromatische Früchte
zu erhalten.

Im Übrigen gilt es zu bedenken, dass
eine weitere Ausdehnung der BFF zu
einer Schwächung der Schweizer Nah-
rungsmittelproduktion führt. Gleich-
zeitig würde die Importzunahme den
Flächenbedarf im Ausland und damit
die Abhängigkeit weiter steigern.

AndreasWeisflog, Urdorf

EGMR-Urteil
zu Klimaseniorinnen

Das Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte (EGMR) zur
Klage der Klimaseniorinnen auf ge-
nügenden Schutz der Gesundheit trifft
die Schweizer Politik offenbar empfind-
lich (NZZ 13. 6. 24).

Eigentlich geht es um die Frage, ob
die geltenden Gesetze zur Umsetzung
der in Paris verbindlich beschlossenen
Klimaziele genügend Schutz vor den
Folgen der Klimaerwärmung für die
betroffenen Klimaseniorinnen bieten.
Der EGMR hat die bestehende Gesetz-
gebung untersucht und ist der Meinung,
sie müsse nachgebessert werden.

Der EGMR macht damit keine
eigene Klimapolitik, sondern er schützt
Menschen überall in Europa vor ungenü-
gendem staatlichem Handeln. Auch die
Schweiz kann sich ihrenVerpflichtungen
nicht entziehen,auch wenn gewisse Poli-
tiker genau dies wollen und behaupten,
wir seien auf dem richtigen Weg.

Anstatt unsere rechtsstaatlichen, bür-
gerlichen Sicherheiten aufs Spiel zu set-
zen, sollte eine zukunftsfähige Politik
unser verfassungsmässiges Recht auf
Gesundheit hochhalten. Denn der be-
reits existierende Klimawandel nimmt
keine Rücksicht auf parteipolitische
Recht(s)habereien.

Christian Vontobel, Basel

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten um Verständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
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schriften werden bei der Auswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor, Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse des Absenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
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Den Föderalismus
nicht schlechtreden
Gastkommentar
von LUKAS ENGELBERGER

Vor den gesundheitspolitischen Abstimmungen vom 9. Juni über-
bietet man sich im Bundesparlament und in den Medien mit Kri-
tik an den Kantonen.Wie immer, wenn der Föderalismus schlecht-
geredet wird, spricht man von «Kantönligeist» und bemüht über-
holte Gemeinplätze wie «Jedem Täli sein Spitäli».Das mag der
Polemik dienen, ist jedoch kein Beitrag zur Lösung der aktuel-
len Fragestellungen. Diese lassen sich etwa so zusammenfassen:
Unsere Bevölkerung wächst, die Menschen werden älter. Eine
immer leistungsfähigere Medizin ermöglicht höhere Lebensquali-
tät und Produktivität. Unsere Ansprüche ans Gesundheitswesen
wachsen, die Zufriedenheit mit der Qualität und der Zugänglich-
keit der Leistungen ist konstant hoch, aber die steigenden Kos-
ten sorgen für Unzufriedenheit.

Die Kantone tragen die Verantwortung für die Gesundheits-
versorgung und planen diese, wobei ihnen je nach Bereich unter-
schiedliche Instrumente zur Verfügung stehen. Ausgeprägt sind
sie für stationäre Spitalleistungen sowie Pflegeheime. Im ambu-
lanten Sektor hingegen haben die Kantone nur sehr wenige
Steuerungsmöglichkeiten.

Ein Blick auf die Kostendaten zeigt, dass sich die Kosten just im
Bereich der vielgescholtenen stationären Spitalleistungen moderat
entwickeln. Hier sind sie in den letzten Jahren um ein bis zwei Pro-
zent pro Jahr gestiegen. Demgegenüber haben die anderen Leis-
tungsbereiche wie insbesondere der ambulante Sektor deutlich
höhere Wachstumsraten.Die Kosten sind also genau dort verhält-
nismässig gut unter Kontrolle, wo die Kantone in der Verantwor-
tung stehen. Das ist zum Teil dem Trend zur Ambulantisierung der
Medizin zu verdanken. Aber auch den kantonalen Planungen, die
sehr wohl regional koordiniert und teilweise auch interkantonal
erarbeitet werden. Beispiele dafür sind die gemeinsamen Spital-
planungen von Basel-Landschaft und Basel-Stadt oder diejenigen
von St. Gallen und den beiden Appenzell.

Es hat etwas Rührendes: Vor grosse Fragen gestellt, neigt der
Mensch dazu, eine höhere Macht anzurufen. Im politischen Kon-
text ist das vermeintlich der Bund. Das trifft für wichtige Bereiche
des Gesundheitswesens auch zu: Fragen der Krankenversicherung,
des Leistungsumfangs, der Heilmittelkontrolle oder auch der digi-
talen Infrastruktur sind beim Bund gut aufgehoben. Die Spital-
planung hingegen ist es nicht. Sie ist auf breite Akzeptanz im un-
mittelbaren Umfeld angewiesen, braucht eine Einbettung in das
regionale Gesundheitswesen und eine demokratische Legitima-
tion durch die betroffene Bevölkerung. Es ist nicht einzusehen,
weshalb der Bund dafür besser geeignet sein sollte als die Kantone.

Der Wunsch nach grossen und zentral gesteuerten Systemen ist
unschweizerisch. Wir sind ein kleinräumiges Land, ein klassisches
«bottom-up country» mit lebendigem Wettbewerb der Subsysteme.
Die Gleichsetzung von Grösse und Effizienz hat keine reale Basis.
Es gibt kleine und grosse Kantone mit hohen und mit tiefen Prä-
mien, mit hoher und mit tiefer Angebotsdichte. Ein Auslandsver-
gleich zeigt ebenfalls keine Überlegenheit der zentralistischen Sys-
teme, was sich gerade in der Pandemie wieder bestätigte.

Das Schweizer Gesundheitswesen sollte sich deshalb auf Basis
der bestehenden Kompetenzordnung weiterentwickeln. In der Spi-
talplanung ist eine weitere Harmonisierung und Regionalisierung
über die Gesundheitsdirektorenkonferenz anzustreben. Der Bund
könnte ebenfalls zu einer Stärkung der Spitalplanung beitragen –
namentlich mit einer effizienteren Rechtsprechung.Wir warten oft
mehrere Jahre auf die Urteile des Bundesverwaltungsgerichts, bei
welchem regelmässig gegen die Planungs- oder Tarifentscheide der
Kantonsregierungen Beschwerde geführt wird.

Griffigere Handhabe benötigen wir sodann für die Angebots-
entwicklung und die Leistungsfinanzierung im ambulanten Be-
reich. Hier sind mit der Umstellung auf eine einheitliche Finanzie-
rung (Efas-Vorlage) sowie auf eine moderne Tariflandschaft wich-
tige Entwicklungen im Gang. Die Spitalplanungskompetenzen hin-
gegen sollten bleiben, wo sie sind.

Lukas Engelberger ist Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt und Präsident
der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren.
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